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gen. Die Menschen haben 
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Doch dies ist leider nicht 
eingetreten: Die Beschlüsse 
der rot-grünen Bundesregie- 
rung sind eine herbe Enttäu- 
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für Deutschland ist zu einem 
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ANGELA   MERKEL: 

Erinnerung an die Opfer 
wach halten 

Zum Gedenken an den 
Mauerbau am 13. August 
1961 erklärt die Vorsit- 
zende der CDU Deutsch- 
lands: 

Vor 42 Jahren, am 13. 
August 1961, errichtete das 
SED-Regime die Mauer. 
Durch dieses unmenschli- 
che Bauwerk wurden Fami- 
lien auseinander gerissen, 
Freunde gewaltsam von- 
einander getrennt und Mil- 
lionen Menschen ihrer Frei- 
heit beraubt. Am heutigen 
Tag gedenken wir der un- 
zähligen Opfer des Mauer- 
baus. 

Zur schrecklichen Rea- 
lität des SED-Regimes 
gehörte neben der Beton- 
mauer der Schießbefehl. 
Schwer bewaffnete Grenz- 
posten schössen auf jeden, 
der versuchte, die Sperran- 
lagen zu überwinden, um 
von einem Teil Deutsch- 
lands in den anderen zu ge- 
langen. Die Geschichte von 
Mauerbau und Stacheldraht 
lehrt uns aber auch heute 

noch, dass Freiheit und 
Selbstbestimmung am Ende 
stärker sind, dass die Einheit 
der Nation keine leere Flos- 
kel war, sondern dass wir ein 
Volk geblieben sind. 

Mit dem Willen zur Frei- 
heit und Einheit wurde die 
Mauer eingerissen. Die Bil- 
der aus der Nacht vom 9. auf 
den 10. November 1989 ha- 
ben wir noch vor Augen. Die 
Mauer öffnete sich, und 
Menschen aus West und Ost 
lagen sich in den Armen. 

Die Wunden der Teilung, 
die ein menschenverachten- 
des System geschlagen 
hatte, verheilen immer 
mehr. Dies wird uns auch 
weiterhin gelingen, wenn 
wir die Erinnerung an die 
Teilung wach halten. Der 
heutige Tag mahnt uns alle, 
Freiheit, Menschenrechte 
und Demokratie zu bewah- 
ren und zu verteidigen, da- 
mit Gewaltherrschaft und 
Unterdrückung für immer 
der Vergangenheit ange- 
hören. 
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K A B I N ETTS SITZUNG 

Offenbarungseid für Rot-Grün 
Fortsetzung von Seite 1 
Offenbarungseid von Rot- 
Grün geworden. Die Bun- 
desregierung schiebt die 
entscheidenden Probleme 
und Fragen weiter vor sich 
her oder beantwortet sie 
falsch. Die Leidtragenden 
sind die Menschen. Bundes- 
kanzler Schröder war auch 
heute nicht in der Lage, eine 
Aufbruchstimmung zu ver- 
mitteln - genau dies aber 
braucht unser Land. Das 
Ziel, mehr Arbeitsplätze zu 
schaffen, wird nicht konse- 
quent verfolgt. Es fehlt die 
Politik aus einem Guss. An 
vielen Stellen fällt die Bun- 
desregierung in zentralisti- 
sche Strukturen und in eine 
gewaltige Umverteilungs- 
bürokratie zurück. Und 
vor allem: Die Strukturre- 
formen am Arbeitsmarkt, 
die unser Land dringend 
braucht, sind ausgeblieben. 
Damit sind die heutigen 
Kabinettsbeschlüsse kein 
taugliches Konzept, um in 
Deutschland die Arbeitslo- 
sigkeit zu bekämpfen und 
Wachstum und Innovation 
wirklich zu ermöglichen. 
Wachstum bringen die Re- 
formen der Regierung nur 
an zwei Stellen: bei den 
Schulden und bei der Büro- 
kratie. Lassen Sie mich kurz 
auf die entscheidenden 
Punkte hinweisen: 

Unseriöser 
Bundeshaushalt 

für 2004 

Die Regierungsvorschlä - 
ge basieren insgesamt auf 
einem absolut unseriösen, 
auf Sand gebauten Bundes- 
haushalt 2004. Mit dem 
vorliegenden Entwurf von 
Bundesfinanzminister 
Eichel ist der Weg in eine 
weitere, deutliche Er- 
höhung der Staatsverschul- 
dung und damit einer wei- 
teren Belastung zukünfti- 
ger Generationen vorge- 
zeichnet. 

Dies ist keine Finanzpo- 
litik, die das Prädikat Nach- 
haltigkeit verdient. Unser 
Land wird vielmehr durch 
Herrn Eichel nachhaltig 
verschuldet. Ebenso ist es 
inakzeptabel, dass viele 
Finanzierungs vorschlage 
einseitig zu Lasten der Län- 
der und Kommunen gehen. 
In dieses traurige Bild passt 
auch der absurde Gedan- 
ke des Bundesfinanzminis- 
ters, die bestehenden Ver- 
einbarungen zwischen 
Bund und Ländern über 
den nationalen Stabilitäts- 
pakt aufzukündigen, um so 
für den Bund zu Lasten 
der Länder einen höheren 
Spielraum für die Neuver- 
schuldung durchzusetzen. 

Gegenfinanzierung 

Die vorgeschlagene Fi- 
nanzierung des Vorziehens 
der letzten Stufe der Steuer- 
reform verdient mit diesen 
Beschlüssen und der unsoli- 
den Haushaltsplanung für 
2004 den Namen Finan- 
zierungskonzept weiterhin 
nicht. Die Bundesregierung 
muss weiter nachsitzen. Mit 
diesem nicht vorhandenen 
Finanzierungskonzept wird 
das Vertrauen der Bürger in 
eine nachhaltige Steuerent- 
lastung nicht gestärkt, son- 
dern geschwächt. Wir for- 
dern deshalb die Bundesre- 
gierung auf, solide Gegenfi- 
nanzierungsvorschläge spä- 
testens bis zur ersten Lesung 
des Bundeshaushalts vorzu- 
legen. 

Kommunalfinanzen 

Der Vorschlag der Bun- 
desregierung zur Reform 
der Gemeindefinanzen ist 
unausgegoren und von Flick- 
schusterei geprägt. So kann 
ihn die Union nicht mittra- 
gen. Eine Reform der Kom- 
munalfinanzen, fristgerecht 
zum 1. Januar 2004, er- 
scheint mit diesem Konzept 
kaum möglich. Insbeson- 
dere die geplante Einbezie- 
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1 KABINETTSSITZUNG 

hung der Freiberufler in die 
Gewerbesteuer führt zu 
mehr Steuerbürokratie und 
belastet wiederum Leis- 
tungsträger. Die Bundesre- 
gierung hat fünf wertvolle 
Jahre zur Erarbeitung eines 
tragfähigen Reformkonzep- 
tes vergeudet, die Kommu- 
nen werden bei der Bewälti- 
gung ihrer prekären Haus- 
haltslage weiterhin allein 
gelassen. Die Union plädiert 
deshalb mit allem Nach- 
druck für die Umsetzung ih- 
res Sofortprogramms. Nur 
so kann den Kommunen im 
nächsten Jahr rasch und 
wirksam geholfen werden. 

Überbürokratisierung 

Mit den Vorschlägen zur 
Zusammenlegung der Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe 
droht einmal mehr eine im 
Grundsatz richtige Idee im 
Dickicht von Zentralisie- 
rung und Überbürokratisie- 
rung zu verkümmern. Fast 
12.000 geplante neue Stel- 
len in den Arbeitsämtern 
sind ein klares Signal für 
noch mehr Bürokratie - ge- 
nau das Gegenteil, was unser 
Land braucht. Der Vor- 
schlag der Bundesregie- 
rung, diese Aufgabe bei der 
Bundesanstalt für Arbeit an- 
zusiedeln, geht damit in die 
völlig falsche Richtung. Die 
Bundesanstalt für Arbeit hat 

genug damit zu tun, ihre bis- 
herigen Aufgaben wirksa- 
mer wahrzunehmen und die 
eigene Verwaltungsstruktur 
zu modernisieren. Deshalb 
können wir den Vorschlä- 
gen der Bundesregierung in 
dieser Form nicht zustim- 
men. Wegweisend ist aus 
unserer Sicht der hessische 
Gesetzentwurf zur Zusam- 
menführung der Arbeitslo- 
sen und Sozialhilfe, der die 
Wahrnehmung dieser Auf- 
gaben auf der Ebene von 
Städten und Kommunen 
vorsieht. 

Unschlüssiges Gesamt- 
konzept 

Fazit: Rot-Grün schafft 
es weiterhin nicht, die Pro- 
bleme unseres Landes in den 
Griff zu bekommen. Die Be- 
schlüsse des Bundeskabi- 
netts vom heutigen Tag sind 
kein in sich schlüssiges Ge- 
samtkonzept, das unser 
Land entscheidend nach 
vorne bringen kann. 

Doch mit dieser Bewer- 
tung allein begnügen wir uns 
nicht, zu sehr sorgen sich die 
Menschen in unserem Land 
um ihre Zukunft und die ih- 
rer Kinder. Wir sind als An- 
walt der Menschen zu einer 
nationalen Kraftanstren- 
gung bereit. Deshalb er- 
schöpfen wir uns nicht im 
Nein-sagen,   sondern   drü- 

cken weiter aufs Tempo: 
Wir haben im Juni ein Ar- 
beitsmarktreformgesetz in 
den Bundestag eingebracht, 
das weitaus mutiger und ent- 
schlossener ist als die Vor- 
stellungen Clements. 

Mit dem hessischen Ent- 
wurf zur Zusammenführung 
von Arbeitslosen- und So- 
zialhilfe liegt von unserer 
Seite eine geeignete Ver- 
handlungsbasis vor. 

Wir haben ein Sofortpro- 
gramm vorgelegt, damit den 
Kommunen schnellstmög- 
lich aus ihrer prekären Lage 
geholfen wird. Dem Sub- 
ventionsabbau, wie er der- 
zeit durch die Ministerpräsi- 
denten Koch und Steinbrück 
beraten wird, werden wir 
uns nicht verschließen. 

Die zentralen Reform- 
vorhaben werden auch Ge- 
genstand eines Treffens der 
Unions-Ministerpräsidenten 
am 20. August sein. Wir 
werden alles dafür unter- 
nehmen, dass die wichtigen 
Reformvorhaben die Hand- 
schrift der Union tragen wer- 
den. Reformen muss man 
richtig machen, damit Men- 
schen und Unternehmen in 
Deutschland wieder mehr 
Freiheit und Spielraum er- 
halten und mit weniger 
Bürokratie belastet werden. 

Denn am Wohl der Men- 
schen - an nichts anderem - 
muss sich politisches Han- 
deln orientieren. 
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Kabinettsbeschluss 

Offenbarungseid statt 
Befreiungsschlag 
Die Beschlüsse der Bundesregierung sind eine herbe Enttäuschung für Deutschland. 
Der von vielen erwartete Befreiungsschlag ist zum Offenbarungseid von Rot-Grün ge- 
worden. Die Bundesregierung setzt auf zentralistische Strukturen und eine gewaltige 
Umverteilungsbürokratie. Strukturelle Arbeitsmarktreformen bleiben aus. 

Mit der weiteren Erhöhung der Staatsverschuldung hat die Finanzpolitik das Prädikat 
Nachhaltigkeit nicht verdient. Nachhaltig ist lediglich die Verschuldung. Die Finanzierungsvor- 
schläge belasten einseitig Länder und Kommunen. 

Das Vorziehen der Steuerreform ist noch immer nicht wirklich durchdacht. Schröders Prin- 
zip „Rechte Tasche, linke Tasche" ist keine Lösung des Problems. Das Vertrauen der Bürger 
in eine echte Steuerentlastung wird damit nicht gestärkt, sondern geschwächt. Bis zur ersten 
Lesung im Bundestag müssen solide Konzepte her. 

Die Vorschläge zur Sanierung der kommunalen Haushalte sind unausgegoren und Flick- 
schusterei. Die Einbeziehung der Freiberufler in die Gewerbesteuer bringt mehr Steuerbüro- 
kratie und belastet Leistungsträger. Fünf Jahre hat die Regierung vergeudet. Die Kommunen 
werden mit ihrer prekären Haushaltslage weiter allein gelassen. 

Die Zusammenlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist im Grundsatz richtig. Mit fast 
12.000 geplanten Stellen in den Arbeitsämtern droht sie jedoch im Dickicht von Zentralisie- 
rung und Überbürokratisierung zu verkümmern. Dabei hat die Bundesanstalt für Arbeit genug 
damit zu tun, ihre eigene Verwaltung zu modernisieren. 

Fazit: Rot-Grün schafft es auch diesmal nicht, die Probleme unseres Landes in den 
Griff zu bekommen. Echtes Wachstum bringen die Reformen der Regierung nur an 
zwei Stellen: Bei Schulden und Bürokratie. Die CDU hat ihre Hausaufgaben gemacht: 
Mit dem Sofortprogramm für die Kommunen sowie den Vorschlägen zu Arbeitsmarkt- 
reformen liegen konkrete Alternativen auf dem Tisch. 

Besser für die Menschen. CDU 
ii 

i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschaftsstelle • KJingelhöferstraße 8 • 10785 Berlin • wwv.cdu.de • E-Mail: post@cdu.de 
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INTERVIEW 

LAURENZ   MEYER 

„CDU wird neue Wege gehen" 
„Die Union steht vor einem 
Umbruch", sagte CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer in einem Interview 
mit Gunars Reichenbachs 
von der Nordwest-Zei- 
tung. Vom nächsten Par- 
teitag könnten Impulse für 
ein neues soziales Profil 
der CDU ausgehen. Ins- 
besondere die Rettung 
der Sozialsysteme sei ein 
Thema mit dem sich die 
Partei intensiv auseinan- 
dersetzen werde, kündigte 
der Generalsekretär an. 
Im Folgenden Auszüge aus 
dem Interview: 
Meyer: Wir müssen einen 
Zusammenbruch der Sozial- 
systeme verhindern. Lassen 
wir die Dinge treiben, wird 
genau dieser Zusammen- 
bruch kommen. Dann stei- 
gen die Beiträge ins Uner- 
messliche oder die Renten 
fallen unter die Sozialhilfe- 
sätze. Und dann würde das 
ganze System nicht mehr von 
den Menschen akzeptiert. 
Wir müssen die demographi- 
sche Entwicklung in unsere 
Überlegungen einbeziehen. 

NWZ: Steht die CDU 
vor einem dramatischen 
Wechsel in der Sozial- 
politik? 

Meyer: Ja. wir werden bei 
den sozialen Sicherungssy- 

stemen neue Wege gehen 
müssen, weil die alten auf 
Dauer nicht tragen. 

NWZ: Mehr Privati- 
sierung? Eine Grund- 
rente etwa? 

Meyer: Die Grundrente ist 
keine automatische Folge. 
Aber jeder wird seine pri- 
vate   Altersvorsorge   ganz 
erheblich   ausweiten  müs- 
sen. Die gesetzliche Rente 
wird bei den heute Jungen 
einen   erheblich   kleineren 
Anteil an der Altersversor- 
gung ausmachen als es heute 
der Fall ist. 

NWZ: Die Jugend wird 
begeistert sein... 

Meyer: Wenn wir nichts 
tun, würden die Sozial- 
beiträge ab 2040 etwa 60 bis 
65 Prozent des Einkommens 
ausmachen. Heute liegen 
wir bei schon belastenden 42 
Prozent. Am Prinzip der 
stärkeren   Eigenverantwor- 

tung lässt sich nicht rütteln. 
NWZ: Ist auch die 
Pflegeversicherung 
reparaturbedürftig ? 

Meyer:  Ganz  sicher.  Rot/ 
Grün hat in den letzten Jahren 
die notwendigen Korrekturen 
versäumt. Deshalb stehen wir 
in   der   Pflegeversicherung 
vor Beitragssprüngen - wenn 
nicht die Notbremse gezogen 
wird. Darauf müssen wir eine 
Antwort geben... 

NWZ:... aber die Pfle- 
geversicherung bleibt 
im Kern? 

Meyer: Die Pflegeversiche- 
rung bleibt, weil das Pflege- 
risiko künftig eher zu- als ab- 
nimmt. Wir müssen die de- 
mographische Entwicklung 
in die Beiträge einbeziehen, 
so dass im Alter der entspre- 
chende Betrag angesammelt 
ist, der den Einzelnen absi- 
chert. Ein Modell, ähnlich 
wie beim Zahnersatz. 

NWZ: 1st die CDU 
auf diesen Wandel vor- 
bereitet? 

Meyer:Die Partei wird die- 
se Diskussion mit großem 
Nachdruck führen und auf 
dem Parteitag im Dezember 
zu konkreten  Beschlüssen 
kommen. Wegweisend wer- 
den die Vorschläge sein, die 
in der Herzog-Kommission 

erarbeitet werden. 
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Demnach dürften wir keine 
Probleme haben: 

„Der größte Umbau 
in der Sozialgeschichte der Bundesrepublik." 

Gerhard Schröder zu den sozialpolitischen Kabinettsbeschlüssen vom 13.08.2003 

„Was wir heute vorschlagen, ist ohne Übertreibung 
die größte Arbeitsmarkt-Reform der Nachkriegsgeschichte." 

Gerhard Schröder in seiner Rede zur Vorstellung der Hartz-Reform anlässlich der SPD-Parteikonferenz am 18.08.2002 

„Am 1. Januar 2001 tritt die größte Steuerreform 
in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland in Kraft." 

Gerhard Schröder in der Bundespressekonferenz am 16.07.2000 

Besser für die Menschen. 
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1 HAUSHALTSPOLIT I K 

DIETRICH   AUSTERMANN: 

Ignorierte Haushaltsrisiken führen zu 
Verfassungsbruch 

Der Bundeshaushalt 2004 
ist - auch ohne die vor- 
gezogene Steuerreform - 
mit erheblichen Risiken 
behaftet. Sie liegen in 
falschen Annahmen und 
unterstellten Bundesrats- 
entscheidungen. Noch 
nicht vorgelegte Gesetze 
werden als rechtskräftig 
unterstellt. Gleiches gilt 
für angedachte Reformen. 
Für den Haushalt negative 
Wirkungen werden igno- 
riert. Die Risiken belaufen 
sich aktuell auf insgesamt 
rund 25 Mrd. €. 

Der Bundeshaushalt 
2004 ist auf der Basis eines 
zu hohen Wirtschaftswachs- 
tums aufgestellt worden. 
Nach 0,75 Prozent für dieses 
Jahr, geht die Bundesregie- 
rung für das kommende Jahr 
von einem realen Wachstum 
von 2 Prozent aus. Tatsäch- 
lich ist in diesem Jahr eher 
eine Stagnation des BIP und 
im kommenden Jahr besten- 
falls eine Steigerung von ca. 
einem Prozent zu erwarten. 
Wenn das wirtschaftliche 
Wachstum in 2003 und 2004 
kumuliert um insgesamt 
1,5-Prozentpunkte hinter 
den Erwartungen der Bun- 
desregierung zurück bleibt, 

Dietrich Auslermann, haushaltspoliti- 
scher Sprecher der CDU/CSU-Frak- 
tion im Deutschen Bundestag 

ist mit konjunkturbedingten 
Steuerausfällen in Höhe von 
rund 3 Mrd. € allein für den 
Bund zu rechnen. 

Die Bundesregierung 
schätzt, dass die durch- 
schnittliche Arbeitslosig- 
keit im nächsten Jahr nur un- 
wesentlich unter der dies- 
jährigen liegen wird (- 
20.000). Dennoch beläuft 
sich der geplante Zuschuss 
zur Bundesanstalt für Arbeit 
mit rund 5 Mrd. € nur auf die 
Hälfte des voraussichtlich in 
diesem Jahr auszugleichen- 
den Defizits der BA. Intern 
geht das Bundes wirtschafts- 
ministerium für 2003 bereits 
von 10 Mrd. € aus. Auch die 
von Eichel im Rahmen des 
„Haushaltsstabilisierungs- 
konzeptes" unterstellten 
Einsparungen bei der BA in 
Höhe von 2 Mrd. €, die oh- 

nehin nicht zu realisieren 
sind, würden nicht ausrei- 
chen, um das Defizit im 
kommenden Jahr auf die ge- 
wünschten 5 Mrd. € zu 
drücken. Es bleibt ein Haus- 
haltsrisiko von ca. 5 Mrd. €. 

Bei der Arbeitslosenhilfe 
ist in diesem Jahr mit Mehr- 
ausgaben von rund 4 Mrd. € 
zu rechnen. Das „Haushalts- 
stabilisierungskonzept" des 
Bundes sieht Einsparungen 
von 2 Mrd. € vor. Selbst 
wenn es dem Bund gelingen 
würde, davon 1 Mrd. € zu 
realisieren, bliebe immer 
noch ein Haushaltsrisiko 
von rund 3 Mrd. € bei der 
Arbeitslosenhilfe aufgrund 
der fast unverändert hohen 
Arbeitslosigkeit. 

Durch die Zusammen- 
führung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe (ALGII) ent- 
stehen dem Bund - nach dem 
nun vorliegenden Gesetzent- 
wurf- ab Mitte des nächsten 
Jahres zusätzliche Lasten 
von jährlich rd. 16 Mrd. €• 
Damit steigen die Ausgaben 
im Bereich Arbeitslosen- 
hilfe/ALG II im Jahr 2004 
von bisher geplanten 13,6 
Mrd. € auf rd. 22,3 Mrd. €. 
2004 wird für das erste Halb- 
jahr weiterhin Arbeitslosen- 
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hilfe nach altem Recht ge- 
zahlt (6,8 Mrd. €), zu der sich 
der Bedarf des 2. Halbjahres 
gemäß Gesetzentwurf i.H.v. 
15,5 Mrd. € addiert. Hin- 
zu kommen Mehrausgaben 
beim Wohngeld i.H.v. rund 
700 Mio. €. Selbst wenn es 
dem Bund gelänge, als Kom- 
pensation über eine Umver- 
teilung der Anteile an der 
Umsatzsteuer ca. 4,5 Mrd. € 
Mehreinnahmen zu erzielen, 
bliebe ein ungedeckter Be- 
trag von 4,9 Mrd. €. 

Aus dem „Haushaltssta- 
bilisierungskonzept" (das 
dem Haushaltsentwurf zu- 
grunde liegt), für das die 
Bundesregierung am 13. Au- 
gust einen Gesetzentwurf 
vorlegen will, der der Zu- 
stimmung des Bundesrates 
bedarf, ergeben sich fol- 
gende Risiken: 

Der Beitragssatz der 
Rentenversicherung soll 
2004 bei 19,5 vH stabilisiert 
werden. Hiervon ausgehend 
soll der Bundeszuschuss zur 
Rentenversicherung um 2 
Mrd. € gegenüber dem Fi- 
nanzplan jährlich reduziert 
werden. Derzeit existieren 
noch keine konkreten Pläne, 
wie dieses Einsparvolumen 
realisiert werden soll. 

Des Weiteren enthält das 
»Haushaltsstabilisierungs- 
konzept" eine Reihe von 
steuerlichen Maßnahmen, 
die im kommenden Jahr zu 
folgenden Mehreinnahmen 

für den Bundeshaushalt füh- 
ren sollen: 
• Maßnahmen zur Stabili- 

sierung insbesondere der 
Körperschaftsteuer (Korb 
II Steuervergünstigungs- 
abbaugesetz): 500 Mio. €. 

• Wegfall der Eigenheim- 
zulage: 128 Mio. €. 

• Kürzung der Entfernungs- 
pauschale: 510 Mio. €. 

• Abbau von Steuervergün- 
stigungen (Koch/Stein- 
brück): 1.200 Mio. €. 

• Bekämpfung von Steuer- 
hinterziehung und Schwarz- 
arbeit: 1.000 Mio. €. 

• Förderung der Steuerehr- 
lichkeit: 2.125 Mio. €. 

• Höhere Umsatzsteuer für 
Gemeinden: 1.500 Mio. €. 
Einzelne Maßnahmen 

sind im Hinblick auf die Ent- 
wicklung von Wachstum und 
Arbeitslosigkeit kontrapro- 
duktiv. Die Union hat ihren 
Widerstand gegen den Weg- 
fall der Eigenheimzulage und 
die Kürzung der Entfer- 
nungspauschale bereits deut- 
lich gemacht. Nach Auffas- 
sung der Union könnte über 
diese steuerlichen Vergünsti- 
gungen für Häuslebauer und 
Arbeitnehmer nur im Rah- 
men einer breit angelegten 
großen Steuerreform verhan- 
delt werden. 

Mit dem Vorgriff auf das 
Ergebnis der Arbeitsgruppe 
Koch/Steinbrück wird un- 
terstellt, dass sich der von 
den  beiden  Ministerpräsi- 

denten geplante Subventi- 
onsabbau im Wesentlichen 
auf der steuerlichen Ebene 
vollzieht. Die geplanten 
Mehreinnahmen durch das 
Gesetz zur Förderung der 
Steuerehrlichkeit basieren 
auf dem wenig wahrschein- 
lichen Szenario, dass in 
2004 etwa 20 Mrd. € nach 
Deutschland (zurück-) flie- 
ßen und hier nachträglich 
versteuert werden. 

Die geplante Gewerbe- 
steuerreform soll den Kom- 
munen u.a. neue Einnahme- 
quellen durch eine Auswei- 
tung der Besteuerung auf 
Freiberufler (Architekten, 
Ärzte, Rechtsanwälte, Steu- 
erberater usw.) erschließen 
- als Ausgleich für die vom 
Bund angestrebte Kompen- 
sation seiner Mehrausgaben 
aus der Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und So- 
zialhilfe. Dabei gleicht die 
Reform nicht einmal die 
steigenden Abzüge bei den 
Gemeinden aus der erhöhten 
Gewerbesteuer-Umlage aus 
und führt zu Mindereinnah- 
men des Bundes bei der 
Mehrwertsteuer. Die explo- 
sionsartige Entwicklung der 
Neuverschuldung und die 
Verfassungswidrigkeit der 
Haushalte zum dritten Mal 
in Folge sind - auch ohne 
Vorziehen der Steuerreform 
-vorgezeichnet! 

www.cducsu.de 
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1 CDU-GESCHICHTE 

Konrad Adenauer mit Zacken 
und Kanten 

Briefmarkensammler und 
politisch Interessierte wer- 
den begeistert sein: Der er- 
ste Katalog mit allen Ade- 
nauer-Briefmarken der 
Welt ist erschienen. 

Zu verdanken ist der Ka- 
talog der akribischen For- 
schungsarbeit und uner- 
müdlichen Sammlerwut 
von Paul B. Wink. Über 
1.400 Briefmarken und 
Ganzsachen aus 45 Ländern 
hat der Mitarbeiter der Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung 
über Jahrzehnte zusammen- 
getragen. 249 Farbabbil- 
dungen auf den 224 Seiten 
des Katalogs zeigen die 
Briefmarken überwiegend 
in Originalgröße. Darunter 
sind zahlreiche Marken, die 
dem Europäer Konrad 
Adenauer gewidmet sind, 
ihn mit europäischen Moti- 
ven bzw. mit anderen Grün- 
dungsvätern Europas, wie 
Winston Churchill, Aleide 
De Gasperi, Robert Schu- 
man oder Charles de Gaulle 
zeigen. 

Innerhalb eines Sam- 
melgebietes sind die Mar- 
ken in chronologischer Rei- 
henfolge aufgeführt und in- 
nerhalb ihrer Gattungen 
nach MICHEL-Nummerie- 
rung geordnet. Somit ist der 
„Konrad Adenauer Brief- 

~~1 

Gedenket unserer 

gefangenen 

Friedenskämpfer, 

die in 

Adenauers Kerkern 

schmachter 

marken-Kata- 
log" ein unver- 
zichtbarer Be- 
gleiter für je- 
den Adenauer- 
Motivsammler und  Brief- 
markensammler. „Der Ka- 
talog ist für Briefmarken- 
fans und Interessenten der 
Zeitgeschichte      gleicher- 
maßen interessant", betont 
Wink als Experte. 

Der       wissenschaftlich 

Briefmarken- 
Katalog 2003 
„Konrad Adenauer" 
ISBN 3-00-008507-6. 
Preis €34,80. 
Direkt bestellbar bei 
Paul B. Wink, 
Heerstraße 71, 
14055 Berlin 

fundierte   Katalog   ist  an- 
schaulich gestaltet. In sei- 
nem Vorwort hebt Autor 
Paul B. Wink hervor, dass 

Konrad Adenauer (1876 - 
1967) unbestritten zu den 
Großen der Weltpolitik des 
20. Jahrhunderts gehört. 
„Seine Wahl zum ersten 
Bundeskanzler der Bundes- 
republik Deutschland war 
ein Glücksfall für das deut- 
sche Volk und für Europa", 
schreibt Wink. 
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KURZ  &   BüNDIG1 

DIE  SCHULDENLAST 
erdrückt den Bürger. Nach- 
Mitteilung des Statistischen 
Bundesamtes waren zum 
Jahresende 2002 die öffent- 
lichen Haushalte (Bund und 
seine Sondervermögen, Län- 
der, Gemeinden/ Gemein- 
deverbände und Zweck- 
verbände) mit 1 253,2 Mrd. 
Euro verschuldet. Dies ent- 
spricht einer Schuldenlast 
von 15 195 Euro je Einwoh- 
ner. Gegenüber dem Vor- 
jahr bedeutet dies einen An- 
stieg von 4,1%. Bei Ge- 
meinden und kommunalen 
Zweckverbänden stagnier- 
ten die Schulden, beim Bund 
und seinen Sondervermö- 
gen nahmen sie um 2,9%, 
bei den Ländern um 7,6% 
zu. 

RENTNER     FINANZI- 
ELL nur „ausreichend" ver- 
sorgt. Angesichts der aktu- 
ellen Diskussion um die Ge- 
nerationengerechtigkeit hält 
die Mehrheit der Deutschen 
die finanzielle Situation der 
Rentner für eher knapp be- 
messen. Das ergab eine For- 
sa-Umfrage im Auftrag des 
stern. 40 Prozent der Be- 
sagten meinen, die Rentner 
Ur|d Pensionäre in Deutsch- 
end könnten ihren Lebens- 
abend alles in allem nur aus- 
pichend bestreiten, 28 Pro- 
zent glauben, die Rentner 
hatten sogar zu wenig Geld, 
dagegen   halten   nur  fünf 

Prozent der Deutschen die 
finanzielle Lage der Rentner 
für zu gut. 

SPAMS  SORGEN für 
Boom bei Software. Die 
wachsende Flut von Werbe - 
E-Mails (Spam) wird nach 
einer Studie in den kommen- 
den Jahren die weltweiten 
Software-Verkäufe beflü- 
geln. Die Umsätze mit E- 
Mail-Kontrollprogrammen, 
die unerwünschte Botschaf- 
ten ausfiltern, werde sich bis 
2007 auf 1,1 Milliarden Dol- 
lar mehr als vervierfachen, 
schätzen die Branchenbeob- 
achter von International Data 
Corp. 

DIE ABWANDERUNG 
der Deutschen aus dem Osten 
des Landes in den Westen 
hält weiter an. „Wir gehen 
davon aus, dass in den neuen 
Bundesländern 15 Millionen 
Einwohner übrig bleiben", 
sagte der Stadtentwicklungs- 
dezernent des Deutschen 
Städtetages, Folkert Kiepe, 
der dpa. Derzeit leben laut 
Statistischem Bundesamt in 
Ostdeutschland rund 17 Mil- 
lionen Menschen. Seit 1991 
sind bereits zwei Millionen 
Bewohner der fünf neuen 
Länder in die alten Bundes- 
länder gezogen. 

ALTERSARBEITSLO- 
SIGKEIT ist in Deutschland 
weitaus häufiger als in ande- 

ren EU-Ländern. Die Ar- 
beitslosigkeit der 55- bis 64- 
jährigen liege hierzulande 
bei mehr als elf Prozent und 
damit genau doppelt so hoch 
wie in anderen EU-Staaten. 
Dies geht aus einer Studie 
des Statistischen Bundesamts 
hervor. In den Niederlanden 
liegt die Quote bei 2,1 Pro- 
zent, im Nachbarland Frank- 
reich bei 5,3 Prozent. 

DER   BÜROKRATIE- 
Dschungel wuchert in 
Deutschland unaufhörlich. 
Mittlerweile nehmen neue 
Gesetze und Verordnungen 
im Bundesgesetzblatt jähr- 
lich 3.700 Seiten in Anspruch 
- in den fünfziger Jahren 
reichten rund 1.000 Seiten 
aus. Die Regelungswut lähmt 
die Betriebe - nach einer ak- 
tuellen Umfrage des Instituts 
der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW) leidet mehr als die 
Hälfte der Unternehmen 
stark unter dem vom Staat an- 
gezettelten Papierkrieg. 

RUND EIN DRITTEL al- 
ler Vollzeitbeschäftigten in 
Westdeutschland arbeitet im 
Niedriglohnsektor. Wie das 
Sozialwissenschaftliche In- 
stitut der Hans-Böckler-Stif- 
tung mitteilte, sind somit 6,3 
Millionen Vollzeitbeschäf- 
tigte für weniger als 75 Pro- 
zent des durchschnittlichen 
effektiven Vollzeitverdien- 
stes tätig. 
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SAARLAND 

Gelebte Humanitas 
„Nicht ohne uns über uns". 
Unter diesem Motto steht 
die diesjährige Sommer- 
tour des saarländischen 
Ministerpräsidenten Pe- 
ter Müller. 

Zur Halbzeit der Tour, 
auf der Peter Müller zahlrei- 
che     Behinderten-Einrich- 
tungen besucht hat, zieht das 
Mitglied des Präsidiums der 
CDU Deutschlands eine po- 
sitive Zwischenbilanz. Was 
in den Einrichtungen gelei- 
stet    werde,    sei    beein- 
druckend und verdiene An- 
erkennung    und   Respekt. 
„Was  die  Menschen  dort 
tun, ist gelebte Humanitas. 
Das ist nicht nur Beruf, son- 
dern Berufung." Ebenso ge- 
winnend sei die offene Art 
und Emotionalität der Be- 
hinderten.  „Jeder einzelne 
Besuch ist nachhaltig und 
hinterlässt  bleibende   Ein- 
drücke", betont Peter Mül- 
ler, für den als Mitglied der 
Lebenshilfe in Neunkirchen 
der Besuch in Behinderten- 
Einrichtungen eine Selbst- 
verständlichkeit   geworden 
ist. Begleitet wurde er auf 
seinen bisherigen Stationen 
von   Sozialministerin   Re- 
gina Görner. Bei der Le- 
benshilfe St. Wendel eröff- 
nete Peter Müller das neue 
Familienhilfezentrum,   das 
unter dem Motto „Kinder 

fördern - Eltern begleiten - 
Familien unterstützen" dif- 
ferenzierte Hilfsangebote an 
Kinder, Jugendliche und El- 
tern bündelt. Peter Müller 
unterstrich, dass die Behin- 
dertenpolitik der saarländi- 
schen Landesregierung dem 
Ziel folgt, die aktive Teil- 
habe der Menschen mit Be- 
hinderungen    am    gesell- 
schaftlichen   und   berufli- 
chen Leben zu verbessern. 
„Die Integration behinderter 
Menschen genießt bei uns 
einen hohen Stellenwert." 
Deshalb gibt es erstmals seit 
20 Jahren einen Landesbe- 
hindertenplan. Das Behin- 
dertengleichstellungsgesetz 
mit dem Ziel, räumliche und 
kommunikative    Barrieren 
abzubauen, wurde auf den 
Weg gebracht und die Ein- 
gliederungshilfe Behinder- 
ter in Aufgaben- und Ko- 
stenverantwortung      beim 
Land konzentriert. Erstmals 
wird 2003 der Integrations- 
preis „Chancen für alle im 

Arbeitsleben" für vorbildli- 
che Integrationsbemühun- 
gen an zwei Betriebe verlie- 
hen. Bei der Beschäfti- 
gungsquote aller öffentli- 
chen Arbeitgeber liegt das 
Saarland mit sechs Prozent 
bundesweit auf dem dritten 
Platz. Mit einem Rückgang 
der Arbeitslosigkeit von 
Schwerbehinderten um 26 
Prozent hat das Saarland 
seine Quote übererfüllt. 
Bundesweit ist die Arbeits- 
losigkeit bei den Schwerbe- 
hinderten nur um 11 Prozent 
gesunken. 

Barrierefreiheit 
auch im Internet 

Das Saarland will mit 
einem neuen Gesetzent- 
wurf auch im Internet 
Verbesserungen für Be- 
hinderte durchsetzen. 
Die Internetseiten der 
öffentlichen Verwaltung 
sollen dann barrierefrei 
gestaltet werden. Insbe- 
sondere blinden und 
sehbehinderten Men- 
schen soll ein Zugang, z. 
B. durch textunterlegte 
Benutzeroberflächen er- 
möglicht werden. Der 
neue Gesetzentwurf steht 
im Internet unter: 
www.soziales.saarland.de 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN 

„Mehr jüngste deutsche Geschichte 
im Unterricht" 

Dies forderte der Landes- 
vorsitzende der CDU in 
Mecklenburg- Vor pom- 
niern, Eckhardt Rehberg, 
anlässlich des 42. Jahres- 
tags des Mauerbaus am 13. 
August 2003. 

Dieser Tag dürfe ebenso 
wieder 17. Juni 1953 nicht 
in Vergessenheit geraten. 
Besonders die Schulen seien 
deshalb aufgerufen, Kin- 
dern und Jugendlichen auch 
die wichtigen Ereignisse der 
Jüngsten deutschen Ge- 
schichte zu erläutern. 
»Wenn am 18. August das 
neue Schuljahr wieder be- 
ginnt, liegt der 13. August 
nur wenige Tage zurück. Die 
an diesem Tag vor 42 Jahren 
errichtete Mauer war 28 
Jahre das Symbol der deut- 
schen Teilung. Sie zerriss 
ein ganzes Land. Familien 
und Freunde waren für Jahr- 
zehnte getrennt. An dieses 
wichtige Ereignis muss da- 
her auch in Zukunft erinnert 
Werden", so der CDU-Lan- 
desvorsitzende. 

»Wir dürfen die Zeiten 
der Unfreiheit und Unter- 
drückung in der deutschen 
beschichte nicht vergessen. 
Gerade wegen der über 900 
Grenztoten und dem damit 

. t W 
verbundenen großen 
menschlichen Leid, muss 
die Erinnerung auch bei der 
jungen Generation wach ge- 
halten werden. Nur wer sich 
die Geschichte bewußt 
macht, kann aus ihr lernen." 
Um gerade Jugendlichen 
Demokratie und Rechtsstaat 
näher zu bringen, muss nach 
Auffassung der CDU die 
jüngste deutsche Geschich- 
te, wozu der Mauerbau als 
ein Schlüsseldatum zählt, 
im Unterricht mehr Gewicht 
erhalten. Daran müsse zu 
Beginn des neuen Schuljah- 
res erinnert werden. Der 13. 
August 1961 sei eine unmit- 
telbare Folge des 17. Juni 
1953 gewesen. Die Nieder- 
schlagung des Aufstandes 
habe zu einem beispiellosen 
Exodus der Intelligenz und 
des Bürgertums aus der da- 
maligen DDR geführt. Un- 
ter dem Verlust jener fast 2 

Millionen Menschen haben 
die neuen Bundesländer 
noch heute zu leiden. 

„Die Auseinandersetzung 
mit der DDR-Geschichte 
gehört genauso wie Mathe- 
matik oder Fremdsprachen- 
unterricht in die Schule. Nur 
wenn Jugendlichen die Er- 
eignisse und Erfahrungen 
von damals weitergegeben 
werden, kann die junge Ge- 
neration erfassen, welche 
große Bedeutung gesell- 
schaftliche Werte wie Frei- 
heit haben. Die Erfahrungen 
von 40 Jahren Unfreiheit, für 
die die Mauer als Symbol 
steht, darf nicht ausgeblen- 
det werden. Es ist Aufgabe 
der Landeszentrale für poli- 
tische Bildung dies in ihrem 
Programm deutlicher wer- 
den zu lassen. Zudem wäre 
ein gutes Zeichen, wenn sich 
Lehrerinnen und Lehrer zu 
Beginn des Schuljahres 
auch ohne ministerielle An- 
weisung diesem Thema an- 
nehmen. Geschichte darf 
nicht verdrängt werden", 
forderte Eckhardt Rehberg 
abschließend. 

mavtwM 

Weitere Informationen 
auf: www.cdu-mv.de 
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MICHAEL   MEISTER: 

Rot-Grün will 
höhere Steuern 

für alle 

Anlässlich des Kabinettbe- 
schlusses zum Entwurf ei- 
nes Haushaltsbegleitgeset- 
zes, eines Gesetzes zur Re- 
form der Gewerbesteuer 
und eines „Korb-H-Geset- 
zes" erklärt der finanzpoli- 
tische Sprecher: 

Seit Monaten verspricht 
Bundeskanzler Schröder 
Steuersenkungen für die 
Bürger dieses Landes. Sie 
müssten im kommenden Jahr 
durchschnittlich 10% weni- 
ger Einkommensteuer zah- 
len als in 2003. Nun liegt die 
vermeintliche „Wohltat" auf 
dem Tisch und entpuppt sich 
als Steuererhöhung für die 
Bürger. Zwar soll die dritte 
Steuerreformstufe vorgezo- 
gen werden. Aber um wel- 
chen Preis: 

Arbeitnehmer können 
Aufwendungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und Ar- 
beitsstätte bis zu einer Ent- 

fernung von 20 km nicht 
mehr als Werbungskosten 
geltend machen. 

Potentielle Häuslebauer 
sollen ab 2004 auf die Eigen- 
heimzulage und die Woh- 
nungsbauprämie verzichten. 

Alleinerziehende erhal- 
ten bereits ab 2004 keinen 
Haushaltsfreibetrag mehr. 

Land- und Forstwirte 
müssen nach der Dürre noch 
mit den Lasten einer höheren 
Umsatzsteuer und der Rück- 
führung der Vergütung der 
Mineralölsteuern für Diesel- 
kraftstoff rechnen. 

Freiberuflern wird eine 
„Gemeindewirtschaftssteuer" 

auferlegt. 
Und die Unternehmen 

werden auch noch mal 
schnell abkassiert: Einfüh- 
rung einer Mindeststeuer, 
Ausdehnung der Gesell- 
schafter-Fremdfinanzie- 
rung, Abschaffung der so 
genannten Halbjahres-AfA 
und Verzicht auf die in 
Aussicht gestellte systemge- 
rechte Lösung für die Versi- 
cherungswirtschaft, um nur 
einiges zu nennen. 

Noch nicht ausgemacht 
scheint der Wegfall der Ein- 
beziehung der ertragsunab- 
hängigen Elemente wie Mie- 
ten, Pachten, Dauerschuld- 
zinsen in die gewerbesteuer- 
liche Bemessungsgrundlage 
zu sein. Die SPD-Fraktion 
würde am liebsten auch noch 
diese Aufwendungen der Be- 

steuerung unterwerfen. 
Damit wird klar: Rot/ 

Grün schützt das Vorziehen 
der dritten Steuerreformstufe 
vor, um von riesigen Haus- 
haltslöchern, der nicht zu 
Ende gedachten Unterneh- 
menssteuerreform und der 
verschleppten, aber dringend 
erforderlichen Gemeindefi- 
nanzreform abzulenken. 

Das wird mit der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

nicht zu machen sein. Sie 
würde gerne einem Vorzie- 
hen der dritten Steuerreform- 
Stufe zustimmen, jedoch baut 
Rot/Grün mit den unsoliden 
Vorschlägen vom heutigen 
Tage große Hindemisse auf- 
Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion fordert daher ein so- 
lide finanziertes Vorziehen 
der dritten Steuerreform- 
stufe, bei der die Bürger nicht 
das Gefühl „Linke Tasche 
rein - rechte Tasche raus" ha- 
ben müssen. 

Die CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion fordert ein So- 
fortprogramm für die Kom- 
munen, das eine Absenkung 
der Gewerbesteuerumlage 
auf 20 %, eine Erhöhung des 
kommunalen Umsatzsteuer- 
anteils auf 3 % und eine Ver- 
lagerung von Aufgaben nur 
bei Sicherstellung der Finan- 
zierung vorsieht. Neben der 
Einnahmeseite müssen auf 
der Ausgabenseite soziale 
Leistungen umgehend in1 

Anstieg gebremst und lang- 
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fristig auf ein finanzierbares 
Maß reduziert werden, ohne 
dass soziale Ungleichge- 
wichte entstehen. Das hilft 
den Gemeinden in ihrer aktu- 
ellen Situation und gibt Zeit 
für eine verlässliche, dauer- 
hafte Gemeindefinanzre- 
form. Die an sich desolate 
Gewerbesteuer lässt sich 
durch die bloße Einbezie- 
hung der Freiberufler nicht 
solide reformieren. Hier 
rächt sich, dass jahrelang 
eine solide Vorbereitung der 
Gemeindefinanzreform ver- 
nachlässigt wurde. 

MICHAEL  FUCHS: 

Ein Schrecken 
ohne Ende 

^u dem dem Bundeskabi- 
lett vorliegenden Geset- 
zentwurf zu Hartz IV 
Und zum ersten „Geburts- 
j*g" der Hartz-Reform er- 
klärt der Vorsitzende der 
^•"beitsgruppe Bürokra- 
tieabbau: 

Im Wahlkampf wich Pe- 
' r Hartz nicht von des Kanz- 
ers Seite.  Dem deutschen 

Arbeitsmarkt, der größten 
Deregulierungsbaustelle in 
der Wirtschaftspolitik, ver- 
sprach er wirksame Hilfe. 
Die Hartz-Gesetze I-IV soll- 
ten mit innovativen Begrif- 
fen und Strukturen die Ar- 
beitsmarktmisere beenden. 

Doch Hartz wirkt nur auf 
dem Papier. Aus dem glän- 
zend verpackten Plan ent- 
wickelte sich ein Schrecken 
ohne Ende. Die Bilanz ein 
Jahr nach der Idee ist ernüch- 
ternd: Die Arbeitslosigkeit 
ist nicht - wie versprochen - 
auf 3,3 Millionen gesunken, 
sondern auf 4,4 Millionen ge- 
stiegen, Tendenz steigend. 
Die PSA haben die Zeitarbeit 
im Tarifzwang versklavt. 
Genutzt hat das außer den 
Gewerkschaften nieman- 
dem. Gerade einmal 187 Ar- 
beitslose haben durch die 
PSA einen festen Arbeits- 
platzgefunden. In drei Jahren 
sollten es 780.000 sein. 

Der nun heute dem Kabi- 
nett präsentierte Gesetzes- 
entwurf zu Hartz IV verkör- 
pert das dicke Ende dieses 
Dramas in vier Akten. Die 
Pläne zur Verwaltung des 
neuen Arbeitslosengeldes II 
durch die Bundesanstalt für 
Arbeit sind bürokratischer 
Irrsinn. Die Mammut- 
behörde wird zur Bürokratie- 
anstalt für Arbeit. 

Daß die Zusammenle- 
gung von Arbeits- und So- 
zialhilfe im Grundsatz von 

allen Parteien befürwortet 
wird, steht dafür auf einem 
anderen Blatt. Es darf aber 
nicht sein, daß die Nürnber- 
ger Behörde die neue Auf- 
gabe zusammen mit 11.800 
neuen Jobvermittlern an sich 
zieht. Wo bleibt da die ver- 
sprochene Entbürokratisie- 
rung der Bundesanstalt? 
Diese Aufblähung des Be- 
amtenapparates entspricht in 
keiner Weise der gewünsch- 
ten Verschlankung der öf- 
fentlichen Hand. Ergebnis: 
Noch mehr Bürokraten für 
noch mehr Arbeitslose. 

Hartz IV steht den avisier- 
ten Reformen und der Effizi- 
enzsteigerung der Behörde 
diametral entgegen. Alles, 
was bislang an der Bundes- 
anstalt für Arbeit kritisiert 
wurde, zementiert und ver- 
stärkt dieser Gesetzesent- 
wurf. Für die Bürger und die 
Wirtschaft ist diese Auf- 
blähung auf Kosten der All- 
gemeinheit ein Schlag ins 
Gesicht. 

Deutschland braucht 
nicht noch mehr Bürokraten, 
sondern weniger staatliche 
Gängelung und Regulierung. 
Unter keiner Regierung zu- 
vor ist die Zahl der Gesetze 
und Verordnungen so explo- 
diert wie unter Rot-Grün. In 
der letzten Legislaturperiode 
waren es 1,6 Gesetze und 
Verordnungen jeden Tag. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion  fordert,  Büro- 
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kratie umfassend und auf al- 
len Gebieten abzubauen. 
Stattdessen entstehen unter 
Rot-Grün tagtäglich neue 
Bürokratiemonster. In Zei- 
ten von Pleitenrekorden und 
Unternehmensabwanderun- 
gen ist das Signal aus Nürn- 
berg die rote Karte für die 
deutsche Wirtschaft. 

GERDA   HASSELFELDT: 

Spam - Ver- 
braucher endlich 
wirksam schützen 

Anlässlich der Entgegen- 
nahme einer Unterschrif- 
tensammlung zur Be- 
kämpfung unerwünschter 
Werbemails durch Ver- 
braucherschutzministerin 
Künast erklärt die stell- 
vertretende Fraktionsvor- 
sitzende: 

Endlich nimmt sich auch 
Verbraucherministerin Kü- 
nast dem dramatischen An- 
stieg unerbetener elektroni- 
scher Werbepost - kurz: 
„Spam" - an: Während im 
Vorjahr der Anteil der soge- 

nannten Junk-E-Mails noch 
29 % betrug, erwarten Ex- 
perten für dieses Jahr, dass 
mehr als die Hälfte aller E- 
Mails unerwünscht in den 
Computern am Arbeitsplatz 
und in den Privathaushalten 
landen. 

Auch in Brüssel ist das 
Problem bekannt: Nach einer 
im Vorjahr von der EU- 
Kommission veröffentlich- 
ten Studie von Datenschutz- 
experten verursachte der 
Empfang von unerwünschter 
Werbepost für die Verbrau- 
cher einen Schaden von ins- 
gesamt mehr als zehn Milli- 
arden Euro. 

Inwiefern die Entgegen- 
nahme einer Unterschriften- 
sammlung durch Frau 
Künast den betroffenen E- 
Mail-Nutzern helfen soll, 
bleibt allerdings offen. Das 
Problem ist längst bekannt, 
konkrete Maßnahmen sind 
jetzt gefragt! 

Die CDU/CSU-Fraktion 
fordert die Bundesregierung 
daher auf: 
• eine ordnungsgemäße 
Anbieterkennzeichnung - 
d.h. gesetzliche Regelungen, 
durch die die Identifizierung 
des SPAMers ermöglicht 
wird - sicherzustellen; 
• die Datenschutzrichtlinie 
für elektronische Kommuni- 
kation umzusetzen; 
• Spam-Mails strafbewehrt 
zu ahnden; 
• datenschutzrechtliche Re- 

gelungen zu schaffen, die den 
Adresshandel durch spür- 
bare Sanktionen eindäm- 
men; 
• eine zentrale Melde-/Be- 
schwerdestelle einzuführen, 
bei der SPAM-Meldungen 
erfasst und weiter verfolgt 
werden; 
• den Verbraucher über den 
Umgang mit seiner eMail 
Adresse und mit unverlang- 
ter E-Mail-Werbung aufzu- 
klären; 
• gemeinsame technische 
Entwicklungen der Industrie 
zur SPAM-Abwehr zu för- 
dern. 

Einzelmaßnahmen hel- 
fen im Bereich der Spam- 
Abwehr wenig. Nur mit ei- 
nem umfassenden und vor 
allem internationalen An- 
satz, der die Aspekte Tech- 
nologie, verantwortungs- 
volle Kundenkommunika- 
tion, Gesetzgebung, Umset- 
zung und Aufklärung der 
Nutzer berücksichtigt, kön- 
nen wir der für Verbraucher 
gleichermaßen lästigen w'e 

bedrohlichen E-Mail-Flu1 

Herr werden! 

DAGMAR   G.  WöHRL; 

Alarmsirene 
in voller 

Lautstärke 

Zur Bekanntgabe der Bl*" 
Entwicklung in Deutsch- 
land im 2. Quartal 2003 



d"rch das Statistische 
Bundesamt erklärt die 
^irtschaftspolitische 
Sprecherin: 

Deutschland steckt in der 
Rezession. Seit sechs Mona- 
ten schrumpft die deutsche 
Wirtschaft. Seit zwölf Quar- 
talen steht eine saisonberei- 
nigte Null vor dem Komma 
der Wachstumszahlen. Die 
Alarmsirene läutet in voller 
Lautstärke. 

Die Politik des Bundes- 
kanzlers hat unser Land da- 
^it in die tiefste Wachstums- 
krise seit der Wiedervereini- 
gung geführt. Noch niemals 
seit dem Fall der Mauer gab 
es eine so lange „Nullrunde" 
^im Wachstum. Rot-Grün 
2erstört mit ihrem wirt- 
Schaftspolitischen Amo- 
klauf die Existenzgrundla- 
gen in Deutschland. 

Jetzt hilft kein Taktieren 
/•ehr. Im Herbst müssen end- 
lch  Richtungsentscheidun- 

j=en fallen. Wir brauchen da- 
^    kein    konjunkturelles 
trohfeuer,    sondern    eine 
achhaltige Steigerung des 

^'rtschaftswachstums. Die 
undesregierung muss da- 

her die akademischen Dis- 
kussionen um neue staatliche 
Zwangsabgaben wie die 
Bürgerversicherung sofort 
beenden und die brennenden 
Wirtschaftsprobleme lösen. 

Die Union hat mit dem 
Gesetzentwurf zur Moderni- 
sierung des Arbeitsrechts ein 
handfestes Konzept auf den 
Tisch gelegt. Wir brauchen 
eine sichere Rechtsgrund- 
lage für betriebliche Bünd- 
nisse für Arbeit, um mehr 
Flexibilität in den Unterneh- 
men zu schaffen. Wir brau- 
chen ein Absinken des Ar- 
beitslosenversicherungsbei- 
trages auf 5 Prozent, um den 
Faktor Arbeit zu entlasten. 
Wir brauchen einen Kündi- 
gungsschutz, der wieder zu 
mehr Einstellungen führt. 
Dies kann sofort im Bundes- 
tag beschlossen werden. 

Denn nur wenn die Wirt- 
schaft wächst, können mehr 
Arbeitsplätze entstehen. Nur 
wenn Umsätze steigen oder 
zumindest stabil bleiben, 
können sich Betriebe am 
Markt halten. Bricht das 
Wachstum ein, sind Unter- 
nehmenspleiten vorpro- 
grammiert, Arbeitsplätze 
werden vernichtet, Existen- 
zen ruiniert. 

Allein im vergangenen 
Jahr haben durch die rund 
38.000 Unternehmensinsol- 
venzen über eine halbe Mil- 
lionen Menschen ihren Ar- 
beitsplatz   verloren.   Wenn 

die politischen Rahmenbe- 
dingungen nicht endlich bes- 
ser werden, müssen auch in 
diesem Jahr weitere zigtau- 
send Familienväter stempeln 
gehen. Das ist nicht nur eine 
sozial-, sondern auch eine 
wirtschaftspolitische Kata- 
strophe. Anstatt in dieser Si- 
tuation kräftig zu entlasten, 
beschließt die Bundesregie- 
rung neue Steuererhöhun- 
gen. Durch die „Gemeinde- 
wirtschaftssteuer" bleibt für 
viele unter dem Strich eine 
steuerliche Mehrbelastung 
stehen. Das ist ökonomischer 
Irrsinn. Wer Sand in den Job- 
Motor Nummer Eins streut, 
darf sich nicht wundem, 
wenn die Maschine abge- 
würgt wird. Es gibt daher nur 
einen Weg aus dieser Krise: 
Runter mit den Abgaben, 
Aufbau eines einfachen und 
gerechten Steuersystems mit 
niedrigeren Sätzen, Zer- 
schlagung der Fesseln auf 
dem Arbeitsmarkt, weniger 
Bürokratie. 

Die Bundesregierung ist 
am Zug, ein ordnungspoli- 
tisch klares Gesamtkonzept 
im Sinne der Sozialen Markt- 
wirtschaft vorzulegen. Die 
im Bundeskabinett gestern 
beschlossenen Änderungen 
sind und bleiben angesichts 
der großen wirtschaftspoliti- 
schen Herausforderungen 
dagegen kontraproduktives 
Stückwerk. 

UTO 25/2003- 17 



1 ÖFFENTLICHKEIT S A R B E I T 

Broschüre „Jeder kann etwas bewegen. 
Angela Merkel 

Bestell-Nummer: 5942 
Preis je     100 Stück: 20,00 € 

inkl. MwSt.: 21,40 € 

Broschüre „Die CDU." 
Mitgliederwerbebroschüre der CDU Deutschlands 

Bestell-Nummer: 5076 
Preis je       50 Stück: 18,50 € 

inkl. MwSt.: 19,80 € 

Aufnahmeantrag 
mit abtrennbarem Abfragebogen 
für Zusatzangaben 

Bestell-Nummer: 6719 
Preis je 200 Stück: kostenlos 

Service-Scheckheft 
der CDU Deutschlands 
zur Mitgliederkampagne 

Bestell-Nummer: 9075 
Preis je       50 Stück: 15,75 € 

inkl. MwSt.: 18,27 € 

Leitfaden 
„Kampagne Mitgliederwerbung" 

Bestell-Nummer: 4019 
Preis je       25 Stück: 14,50 € 

inkl. MwSt.: 15,52 € 

Kampagne Mitgltederwerbung 

coy{ 
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ÖFFENTLICHKEIT S ARBEIT' 

Stoffbeutel 
Er ist mehr als nur ein Beutel. Durch die 
beiden seitlich zusammenziehbaren Kordeln 
kann man ihn auch als Rucksack tragen. 
Sehr geeignet für Informationsmaterialen 
und Streuartikeln bei Canvassingaktionen. 

Bestell-Nummer: 9026 
Preis je 5 Stück: 7,50 € 

inkl. MwSt.: 8,70 € 

NEU 

Becher-Set 
Set besteht aus 4 Kunststoffbechern 
in gelb, orange, hellblau und grün. 

Bestell-Nummer: 9028 
Preis je 1 Set: 4,40 € 

inkl. MwSt.: 5,10 € 

Thermoskanne 
Kunststoffgehäuse, Thermosinnenteil aus Glas für 0,25 I Inhalt. 

Bestell-Nummer: 9027 
Preis je 1 Stück: 3,60 € 

inkl. MwSt.: 4,18 € 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   119 0 
53348   Rhein bach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Sommerpack 
Der ideale Begleiter für einen Ausflug. Bestehend aus: 
Stoffbeutel, eine Thermoskanne mit zwei Bechern 

Bestell-Nummer: 9025 
Komplettpreis: 6,00 € 

inkl. MwSt.: 6,96 € 

Alle Artikel sind auch einzeln zu bestellen. 
(Siehe Seite 15) 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 116233759 Versmold 
Telefax 052 41-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


